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BEZIEHUNGSKRISEN

„Den Atem des 
 anderen im Nacken“

Der Iran und die Türkei
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nensischen Gebiete im Team Naher 
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„Der Iran und die Türkei sind wie ein eng 

tanzendes Paar, das den Atem des anderen 

im Nacken spürt, aber den giftigen Dolch 

im Gewand trägt.“ Diese bildhafte Be-

schreibung der bilateralen Beziehungen 

zwischen beiden Ländern – von einem tür-

kischen Professor für Internationale Be-

ziehungen vorgetragen – macht die zwei 

Seiten der Beziehungen deutlich: dynami-

sche Bewegung auf der einen und unter-

schwellige Bedrohung auf der  anderen.

Immerhin hat es seit 377 Jahren zwi-

schen dem Iran und der Türkei keinen 

Krieg mehr gegeben, und die rund 500 Ki-

lometer lange Grenze zwischen beiden 

Ländern blieb unverändert. Am 16. Mai 

1639 hatte der Friedensvertrag von Qazr-e 

Shirin zwischen dem Osmanischen Reich 
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Beziehungskrisen

und dem persischen Safawidenreich eine 

lange Epoche kriegerischer Auseinander-

setzungen beendet. Der Vertrag sicherte 

den letztlich siegreichen Osmanen die 

Kontrolle über Mesopotamien zu, die sie 

erst nach dem Ersten Weltkrieg wieder 

ver loren.

Auch nach der Gründung der Türki-

schen Republik im Jahr 1923 entwickelte 

sich das Verhältnis zum Iran eher positiv. 

Beide Länder beschritten bei der forcierten 

gesellschaftlichen Modernisierung ähnli-

che Wege. Doch während der Schah vor ei-

ner Latinisierung der arabisch-persischen 

Schrift zurückschreckte, ging Mustafa 

Kemal Pascha (Atatürk) bei seiner Schrift-

reform genau diesen Weg. Die kemalisti-

schen Reformen kamen daher in viel stär-

kerem Maße einem Kulturbruch gleich, da 

weite Bevölkerungsschichten die osmani-

sche Literatur nach der Durchsetzung der 

Schriftreform nicht mehr lesen konnten.

Infolge der Islamischen Revolution 

im Iran 1979 vertieften sich die Gegen-

sätze zwischen beiden Staaten dann noch 

mehr. Während die Türkei sich als Mit-

glied der NATO und des Europarats wei-

terhin als prowestlich verstand, wandte 

sich die Islamische Republik radikal vom 

Westen ab. Die 444-tägige Besetzung der 

US-Botschaft in Teheran zementierte die-

sen Bruch nicht nur mit den Vereinigten 

Staaten bis heute. Das „Modell Türkei“ 

und das „Modell Iran“ waren für rund 

zwei Jahrzehnte entsprechende Typisie-

rungen der weit auseinandergehenden ge-

sellschaftlichen, kulturellen und politi-

schen Entwicklungen beider Länder.

Mit der zunehmenden Stärke der isla-

misch-politischen Bewegung in der Tür-

kei unter Necmettin Erbakan und seiner 

1991 erstmals ins türkische Parlament ge-

wählten Refah Partisi („Wohlfahrtspartei“)  

erhielten die iranisch-türkischen Bezie-

hungen eine spezifisch islamische Konno-

tation. Als Ministerpräsident reiste Erba-

kan 1996 nach Teheran und initiierte das 

„D8“ genannte Bündnis von mehrheitlich 

islamischen Ländern – unter Einschluss 

des Iran –, das am 15. Juni 1997 aus der 

Taufe gehoben wurde.

POSTMODERNER COUP 

Kurz darauf mussten Erbakan und seine 

Regierung infolge des sogenannten „post-

modernen Coups“, eines Memorandums 

des Nationalen Sicherheitsrates vom 28. Fe-

bruar 1997, zurücktreten. Ziel des Memo-

randums war, der als Abkehr von den kema- 

listischen Prinzipien empfundenen Politik 

Erbakans einen Riegel vorzuschieben. Der 

Hintergrund für das massive Eingreifen 

der Armee gegen die Politik Erbakans und 

seiner Refah-Partei hatte zumindest an-

satzweise auch eine außenpolitische Kon-

notation und betraf insbesondere Verbin-

dungen der türkischen Islamisten mit 

dem Iran. 

Denn der islamistische Bürgermeister 

der Stadt Sincan – in der Nähe der Haupt-

stadt Ankara – hatte am 31. Januar 1997 

den iranischen Botschafter anlässlich der 

geplanten Feiern zum anti-israelischen 

„Jerusalem-Tag“ eingeladen. Der Veran-

staltungsort war mit Propagandamaterial 

der eng mit dem Iran verbündeten palästi-

nensischen Hamas und der libanesischen 

Hisbollah ausgestattet. Die türkische Ar-

mee, die sich Israel eng verbunden fühlte, 

sah dies als offene Provokation an und 

entsandte Dutzende Panzer als Macht-

demonstration gegen die Islamisten nach 

Sincan. Die Bilder der rollenden Panzer 
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erschütterten nicht nur die Stadt Sincan, 

sondern die gesamte Türkei, insbeson-

dere die türkische Regierung. Sicherlich 

waren die von der kemalistisch geprägten 

militärischen und politischen Elite als 

Provokation gegen den säkularen und 

pro-westlichen Staat empfundenen Ereig-

nisse von Sincan nur eine kleine Episode, 

aber erstmals hatte die Verbindung der is-

lamischen Bewegung in der Türkei zum 

Iran offensichtliche politische Konse-

quenzen. Ende Februar 1997 zogen beide 

Länder ihre Botschafter ab und manifes-

tierten damit die tiefe Krise zwischen bei-

den Staaten.

SONDERWEG IN DER  
ATOMPOLITIK –  
GEGNER IM SYRIENKRIEG

Auch der „zweite Frühling“ des politi-

schen Islam in der Türkei nach dem über-

raschenden Wahlerfolg der AKP (Adalet 
ve Kalkınma Partisi, „Partei für Gerechtig-

keit und Entwicklung“) im August 2002 

führte zu einer Annäherung an die Isla-

mische Republik Iran. Die aus der abge-

wählten alten Elite stammenden innen-

politischen Gegner der AKP, die der Partei 

von Anfang an eine „geheime Agenda“ zur 

Abschaffung des kemalistisch-laizistischen 

Systems unterstellt hatten, fühlten sich in 

ihren Sorgen bestätigt. Der Besuch des 

Ministerpräsidenten Erdoğan im Juli 2004 

im Iran weckte bei politischen Beobach-

tern Erinnerungen an das bereits von Er-

bakan angestrebte Sonderverhältnis. Die 

Ankündigung und in den folgenden Jah-

ren auch Durchsetzung einer erheblichen 

Ausweitung der Wirtschaftsbeziehungen 

unter Erdoğan widersprach der im Westen 

gegen das iranische Atomprogramm ge-

richteten Sanktionspolitik. Der türkische 

Sonderweg in der Iranpolitik der AKP-

Regierung wurde umso deutlicher, als 

 Ankara am 17. Mai 2010 gemeinsam mit 

Brasilien und Iran die „Teheraner Atom-

Erklärung“ bekanntgab, die zu einer Aus-

fuhr leicht angereicherten Urans im Tausch 

gegen angereicherten Brennstoff für ei- 

nen iranischen Forschungsreaktor führen 

sollte. Der massive Widerstand der USA, 

die im UN-Sicherheitsrat für eine Ver-

schärfung der anti-iranischen Sanktionen 

eintraten, verhinderte die Umsetzung die-

ses Abkommens. 

Die beiden nichtarabischen Staaten 

Iran und Türkei wurden von den arabi-

schen Umbrüchen genauso überrascht 

wie der Rest der Weltgemeinschaft. In bei-

den Ländern wurden diese Umbrüche 

eher begrüßt. Von Anfang an war der Ton- 

fall jedoch unterschiedlich: Während im 

Iran vom religiösen Führer Chamenei 

„das islamische Erwachen“ in der arabi-

schen Welt gefeiert wurde, setzte sich Mi-

nisterpräsident Erdoğan gegenüber den 

Muslimbrüdern in Ägypten, denen sich 

die AKP bis heute verbunden fühlt, für 

eine demokratische Transformation ein. 

Doch erst die aufflammende Gewalt in Sy-

rien, die in den letzten fünf Jahren immer 

stärkere sektiererische Formen annahm 

und in einen sunnitisch-schiitischen Reli-

gionskrieg mündete, führte zu einer fast 

an einen Stellvertreterkrieg erinnernden 

Konfrontation zwischen beiden Ländern. 

Während der Iran sich an der Seite Russ-

lands unbeirrt hinter das Assad-Regime 

stellt und schiitische Milizen in Syrien 

unterstützt, hat die Türkei den Sturz des 

Regimes auf ihre Agenda gesetzt und stat-

tet die gegnerischen Milizen mit finan ziel-

len und militärischen Mitteln aus. 

„Den Atem des anderen im Nacken“, Oliver Ernst
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Die Gefahr einer Eskalation ist zwar nicht 

gebannt, aber beide Länder haben kein 

 Interesse an einer anhaltenden oder gar 

direkten Konfrontation. Signale der An-

näherung sind immer wieder vernehmbar. 

So bot Ankara am 5. Januar 2016 seine 

Vermittlung im Streit zwischen Teheran 

und Riad an, als Saudi-Arabien den schii-

tischen Prediger Nimr Al-Nimr hinge-

richtet hatte und gegenseitige Drohungen 

eskalierten. Doch eine türkische Mediato-

ren-Rolle ist nur begrenzt vorstellbar, da 

sich die Türkei letztlich der von Saudi-

Arabien geführten Allianz gegen den Ter-

ror in Syrien angeschlossen hat, die auch 

eine anti-iranische Hebelwirkung entfal-

ten soll. Der Streit der arabisch-sunniti-

schen Staaten mit dem Iran und die Ab-

wehr iranischer Einflussnahme in Staaten 

mit schiitischen Bevölkerungsgruppen ist 

für die Türkei regional- und machtpoli-

tisch wohl mindestens eine Hausnummer 

zu groß. Ankara ist sehr damit beschäftigt, 

das bilaterale Verhältnis möglichst aus-

zubalancieren, um es nicht völlig aus dem 

Takt geraten zu lassen. Die gefährliche 

 Eskalation in den türkisch-russischen Be-

ziehungen nach dem Abschuss des russi-

schen Kampfjets stellt die türkische 

Selbstperzeption als Regionalmacht in-

frage und zeigt dem Land und seiner akti-

ven Außen- und Sicherheitspolitik deut-

lich rote Linien auf. Iran könnte leicht  

die aktuelle Verletzbarkeit der Türkei in 

der Syrienkrise ausnutzen. Das iranische 

Bündnis mit den syrischen Kurden, mit 

Assad und Russland, insbesondere aber 

auch die enge iranische Allianz mit dem 

schiitisch dominierten Irak – in der aktu-

ellen Syrienkrise ist diese Front für die 

Türkei extrem he raus fordernd. Vor allem, 

da Ankara den Krieg gegen die terroristi-

sche PKK (Partiya Karkerên Kurdistan, 
„Arbeiterpartei Kurdistans“) seit Monaten 

an der Heimatfront führt und trotz der 

 regelmäßigen völkerrechtswidrigen An-

griffe auf irakisches und syrisches Territo-

rium keine nachhaltigen Erfolge im Anti-

Terrorkampf erzielt. Auf die Kooperation 

mit dem Iran kann die Türkei bei diesem 

Kampf auf  absehbare Zeit nicht mehr set-

zen, selbst wenn der Iran mit dem irani-

schen PKK-Ableger PJAK (Partiya Jiyana 
Azad a Kurdistanê, „Partei für ein Freies 

Leben in Kurdistan“) selbst ein kurdi-

sches Problem hat.

Somit scheint das Gebot der Stunde 

„Schadensbegrenzung“ zu lauten, und es 

ist wenig Raum für große politische Ent-

würfe zur weiteren Ausgestaltung der bi-

lateralen Beziehungen vorhanden. Nach 

dem Atomabkommen mit dem Iran will 

die türkische Wirtschaft aber nicht auf-

grund außenpolitischer Divergenzen bei 

der Aufteilung des iranischen Marktes 

hintanstehen. Gerade bei dem Ausbau der 

wirtschaftlichen Beziehungen ist auf bei-

den Seiten von einem großen Pragmatis-

mus auszugehen. Die Ausfuhren aus dem 

Iran in die Türkei sind heute fünfmal grö-

ßer als die türkischen Exporte in den Iran. 

Diese Asymmetrie im Außenhandel ist 

durch den hohen Anteil von Energieliefe-

rungen aus dem Iran begründet, der welt-

weit die viertgrößten Ölreserven kontrol-

liert. Anders als im Irak, wo die türkische 

Regierung die Kurden im Ölgeschäft aus-

nutzt und gegen die Zentralregierung in 

Stellung bringt, wird sie im Iran nur 

durch politisches Wohlverhalten zum 

Zuge kommen.

„Den Atem des anderen im Nacken“, Oliver Ernst


